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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Vogel: 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 129. Sitzung 
am Freitag, dem 10. Februar 1956 beschlossen, den 
Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Bundesversorgungsgesetzes — 
Drucksachen 1708, 1808, 1811 — zusammen mit den 
Anträgen auf den Umdrucken 514, 515, 516, 517 
und 518 an den Ausschuß für Kriegsopfer- und 
Heimkehrerfragen (federführend) und an den Haus- 
haltsausschuß zurückzuverweisen. 

Das Ergebnis der Beratungen des Ausschusses 
für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen liegt in 
seinem Schriftlichen Bericht vom 2. Mai 1956 


— Drucksache 2348 — vor. Der Ausschuß gibt hier- 
in einen Überblick über die finanziellen Auswir- 
kungen des vorgesehenen Gesetzes. 

Der Haushaltsausschuß beriet in seiner Sitzung 
am 20. April 1956 über die oben bezeichneten An- 
träge. Nach den Beschlüssen des Ausschusses für 
Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen — Druck- 
sache 2348 — • soll das Gesetz am 1. Juli 1956 in 
Kraft treten. Die durch die Ausführung des vor- 
gesehenen Gesetzes entstehenden jährlichen Mehr- 
ausgaben betragen 903,2 Mio DM. Nach Abzug der 
voraussichtlichen Minderausgaben in Höhe von 
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131,0 Mio DM, die sich insbesondere aus eingetre- 
tenen und noch zu erwartenden Einkommens- 
erhöhungen, dem Wegfall von Waisenrenten sowie 
aus der Gewährung von Witwenrenten auf Grund 
des Dritten Änderungsgesetzes zum SVAG er- 
geben, verbleibt ein Netto-Mehraufwand von 772,2 
Mio DM. 

Bei Erörterung der Deckungsfrage ging der Aus- 
schuß davon aus, daß von der Bundesregierung in 
Erwartung der Gesetzesänderung bereits ein Be- 
trag von 140 Mio DM in den Entwurf des Haus- 
haltsplans 1956 eingestellt worden ist. Es wurde 
festgestellt, daß bei Inkrafttreten des Gesetzes am 
1. Juli 1956 für das Rechnungsjahr 1956 ein Be- 
trag von insgesamt 580 Mio DM benötigt wird. 

Von seiten der Opposition wurde im Haushalts- 
ausschuß erklärt, daß sie bereit sei, auf den Boden 
des Ausschußantrags des Kriegsopferausschusses 
zu treten. Sie ist der Meinung, daß bei der derzei- 
tigen Kassenlage bei rückwirkender Inkraftsetzung 
des Gesetzes auf den 1. Januar 1956 die erforder- 
lichen Mittel vorhanden sind, und tritt daher für 
das Inkrafttreten der Novelle zu diesem Termin 
ein. Die Deckungsmöglichkeit wird von ihr vor 
allem in den steuerlichen Mehreinnahmen des 
Bundes im Rechnungsjahr 1955 von mehr als 
1 Mrd DM und in der Heranziehung nicht ver- 
brauchter Beträge aus Einzclplan 35 gesehen. 

Der Vertreter des GB/BHE stellte den Eventual- 
antrag auf Inkraftsetzung des Gesetzes am 
1, April 1956. 

Der Haushaltsausschuß hat es sodann für not- 
wendig gehalten, zunächst Klarheit über den Ter- 
min der Inkraftsetzung des Gesetzes und über die 
sich daraus ergebenden finanziellen Auswirkungen 
zu schaffen. Mit der Prüfung dieser Frage hat er 
seine Kommission wegen § 96 (neu) der Geschäfts- 
ordnung beauftragt. Diese Kommission sollte eine 
Klärung des tatsächlichen Finanzbedarfs für das 
Haushaltsjahr 1955 bei Inkraftsetzung der Novelle 
auf den 1. Januar 1956 und für das Haushaltsjahr 
1956 bei Inkraftsetzung der Novelle zum 1, April 
1956 oder zum 1. Juli 1956 oder — auf Empfehlung 
des Regierungsvertreters — zum 1. August 1956 
herbeiführen. 


In der Sitzung dieser Kommission am 25. April 
1956 wurden die bei den verschiedenen Daten des 
Inkrafttretens des Gesetzes entstehenden Belastun- 
gen erörtert. Es wurde festgestellt, daß bei In- 
krafttreten des Gesetzes 


am 1. Januar 1956 
am 1. April 1956 
am 1. Juli 1956 


956 Mio DM, 
772 Mio DM, 
580 Mio DM, 


am 1. August 1956 515 Mio DM, 
am 1. Oktober 1956 386 Mio DM 

erforderlich sind. Die Mehrheit der Ausschußmit- 
glieder vertrat die Auffassung, daß mit einem In- 
krafttreten des Gesetzes am 1. Juli 1956 — Mehr- 
aufwand 580 Mio DM — das Äußerste getan sei 
und eine höhere Belastung des Bundeshaushalts 
im Hinblick auf die Gesamthaushaltslage nicht 
möglich sei, zumal sich das Haushaltsjahr 1957 
schwieriger als das Haushaltsjahr 1956 gestalten 
würde und die Rentneraltersversorgung unter kei- 
nen Umständen gefährdet werden könne. Für das 
Altersversorgungsgesetz sei z, B. auch für das 
Haushaltsjahr 1956 die beträchtliche Summe von 
mindestens 200 Mio DM bereitzustellen. Es sei 
auch der Opposition bekannt, daß einem Ein- 
nahmeüberschuß 1955 eine über- und außerplan- 
mäßige Mehrausgabe von rd. 500 Mio DM und ein 
ao. Haushalt von 1,6 Mrd DM- gegenüberstünden, 
d. h. haushaltsmäßig auch nach Abdeckung des ao. 
Haushalts durch den Überschuß des ordentlichen 
Haushalts ein Defizit von rd. 800 Mio DM ver- 
bleibe. 

Die Opposition verblieb bei ihrem bereits darge- 
legten Standpunkt. 

Auch in der Sitzung des Haushaltsausschusses 
vom 2. Mai 1956, in der der Bericht der Kommis- 
sion vorlag, vertrat die SPD die Auffassung, daß 
sowohl das Mehraufkommen an Bundessteuern 
und Steueranteilen als auch die Ausgabenerspar- 
nisse des Rechnungsjahres 1955 die Deckungsmög- 
lichkeit für die Inkraftsetzung der 5. Novelle in 
der vom Kriegsopferausschuß beschlossenen Fas- 
sung bereits zum 1. Januar 1956 gestatten. Auch 
für das Rechnungsjahr 1956 und die folgenden 
Jahre sieht die SPD ausreichende Möglichkeiten 
zur Etatisierung der durch die 5. Novelle ent- 
stehenden Mehrausgaben; sie beantragte, die 
5. Novelle nach den Vorschlägen des Kriegsopfer- 
ausschusses im Hinblick auf die gegebene Dek- 
kungsmöglichkeit rückwirkend zum 1. Januar 
1956 in Kraft zu setzen. 

Der Vertreter des GB/BHE wiederholte seinen 
Eventualantrag auf Inkraftsetzung des Gesetzes 
zum 1. April 1956. 

Der Ausschuß beschloß mit Mehrheit, dem 
Hohen Hause den in diesem Bericht gestellten An- 
trag zur Annahme zu empfehlen. 


Bonn, den 2. Mai 1956 


Dr. Vogel 

Berichterstatter 



B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag stellt fest, daß die finanziellen 
Auswirkungen der durch den Ausschußantrag 
— Drucksache 2348 — vorgeschlagenen Änderungen 
und Ergänzungen des Bundesversorgungsgesetzes 
903,2 Mio DM und nach Abzug der voraussicht- 
lichen 131,0 Mio DM Minderausgaben 772,2 
Mio DM jährlich betragen. Für den durch die 
beantragte Gesetzesänderung im Rechnungsjahr 
1956 verursachten Mehrbedarf ist von der Bundes- 
regierung bereits ein Betrag von 140 Mio DM in 
den Entwurf des Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1956 eingestellt worden. Da die 
Leistungsverbesserungen erst ab 1. Juli 1956 in 
Kraft treten sollen, ist die Bereitstellung von Dek- 
kungsmitteln in Höhe von 580 Mio DM für 1956 
erforderlich, so daß über den von der Bundesregie- 
rung in den Entwurf des Bundeshaushaltsplans 
1956 bereits eingestellten Betrag von 140 Mio DM 
hinaus noch ein Betrag von 440 Mio DM aufzu- 
bringen ist. Die Deckung dieses Mehrbetrages wird 
bei der Beratung des Einzelplans 60 in Zusammen- 
hang mit den Ausgleichsmaßnahmen gefunden 
werden. Der Gesamtbetrag von 580 Mio DM ist 
mit einem Übertragbarkeitsvermerk zu versehen. 


Bonn, den 2. Mai 1956 


Der Haushaltsausschuß 


Ritzel 

In Vertretung des 
Vorsitzenden 


Dr. Vogel 

Berichterstatter 



